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Licht und Schatten

beim Bürgergeld

V O N M AT T H I A S B E L A F I

Die Kritik am Bürgergeld wird derzeit vor
allem von Vertretern der Ampel-Koalition
als „Armenfeindlichkeit“, „Sozialneid nach
unten“ und „Schäbigkeitswettbewerb“ ver-
unglimpft. Doch es ist nötig, in der poli-
tisch aufgeheizten Diskussion um die von
SPD, Bündnis 90/Die Grünen und FDP
auf den Weg gebrachte Sozialreform zu
einer sachlichen Debatte zurückzukehren.
Vieles an der geplanten Hartz IV-Reform
der Bundesregierung ist richtig, so zum
Beispiel die Erhöhung der Regelsätze an-
gesichts der Rekordinflation, die sich ge-
rade auch bei der Grundversorgung und
bei Lebensmitteln niederschlägt. Positiv ist
beispielsweise auch die bessere Unterstüt-
zung im Bereich der Weiterbildung.
Dennoch gehen zentrale Reformelemente
in die falsche Richtung. Dazu gehört, dass
es im ersten halben Jahr des Bürgergeld-
Bezugs („Vertrauenszeit“) keine Mitwir-
kungspflicht der Leistungsempfänger gibt.
Wer leicht vermittelbar ist und nur kurz in
der Förderung verbleibt, der wird sowieso
keine Sanktionen zu fürchten haben. Für
alle anderen, bei denen einer Verstetigung
des Bezugs entgegengewirkt werden muss,
wird aber ein völlig falsches Signal gesetzt,
dem später nur umso schwerer entgegen-
zuwirken sein wird.
Kritisch zu sehen ist ebenfalls, dass das
Schonvermögen dauerhaft erhöht sowie in
den ersten beiden Bezugsjahren keine An-
rechnung des Vermögens und der Ange-
messenheit der Kosten der Unterkunft
vorgenommen wird. Diese Regelung gab es
zwar auch während der Corona-Pandemie,
allerdings war dort auch die Sorge groß,
dass viele Angestellte erstmals und ledig-
lich pandemiebedingt kurzfristig ihren Job
verlieren könnten. Dass dieses Instrument
in der Krise richtig war, bedeutet aber
nicht, dass es auch dauerhaft eine gute
Lösung ist.
Denn mit diesen Änderungen distanziert
sich der Staat zunehmend vom Grundsatz
des „Förderns und Forderns“. Stattdessen
macht die Reform – ganz im Sinne der
grünen Programmdiskussionen der ver-
gangenen Jahre – einen großen Schritt in
Richtung eines Bedingungslosen Grund-
einkommens.
Dabei geht es aber letztlich um ein ande-
res Verständnis des Sozialstaats, das sich
von Subsidiarität und Eigenverantwortung
löst, das Arbeit und gesellschaftliche Teil-
habe neu definiert und in dem sich nicht
mehr die Gemeinschaft solidarisch um Be-
dürftige kümmert, sondern das zunächst
einmal mit dem Anspruch des Einzelnen
gegenüber der Gemeinschaft beginnt.
Viele halten ein solches Modell für einen
gesellschaftlichen Segen. Im Sinne von
Solidarität und Subsidiarität ist es jedoch
der falsche Weg.
Die Grundsicherung sollte sich auf dieje-
nigen konzentrieren, die die Unterstützung
der Gemeinschaft wirklich benötigen, sie
sollte sich dann dort auch besonders enga-
gieren. Derzeit bedeutet das vor allem ein
verstärktes Engagement bei Personen, die
trotz der guten Chancen am Arbeitsmarkt
weiterhin in einer verfestigten Langzeit-
arbeitslosigkeit verharren.
Dass vom Bürgergeld positive Beschäfti-
gungswirkungen ausgehen, ist im Gegen-
satz zu Hartz IV indes nicht zu erwarten.
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Metaverse-Wirtschaft
Hinter dem virtuellen Prestigeprojekt von Facebook stehen noch große Fragezeichen. Dennoch raten Experten
vielen Unternehmen, sich bereits jetzt mit dem Metaverse befassen V O N M A R C O F E T K E

M
it virtuellen Brillen und hap-
tischen Anzügen sich im
Internet fortbewegen, dort
Einkäufe tätigen und andere

User „treffen“: Noch bis vor kurzem ge-
reichten virtuelle Realitäten wie das Meta-
verse vor allem Werken der Science-Fiction
wie „Snow Crash“ von Neal Stephenson

Jeff Zirlin, der Mitgründer des „Play-to-
earn“-Spiels „Axie Infinity“, in dem Spieler
durch den Verkauf virtueller Monster nach
Pokémon-Art Geld verdienen können,
sprach in dem Kontext von einem „Kampf
um die Zukunft des Internets“. Denn frei-
lich geht es bei der Entwicklung des Meta-
verse nicht „nur“ darum, wie wir zukünftig

schon für frühere Möglichkeiten, die die Di-
gitalisierung und insbesondere das Internet
hervorgebracht haben wie beispielsweise
digitale Absatzkanäle. Jedoch gibt es auch
physische Produkte und Dienstleistungen,
die nicht oder nur schwer digitalisiert wer-
den können.“

Das bedeute allerdings nicht, dass diese

Nutzer bestimmte Dienste oder Produkte
annehmen.

Schließlich könnten sie, so Bulst und De
Vinck, auch „ihre einzigartigen Einblicke in
das Nutzerverhalten nutzen, um ihre
Marktmacht innerhalb und außerhalb des/
der Metaverse(s) zu verstärken“. Kurzum:
Das Metaverse könnte die bereits bestehen-
oder „Ready Player One“ von Ernest Cline
zur dystopischen Kulisse – jetzt bemüht
sich vor allem der Facebook-Mutterkon-
zern Meta, diese Vision Wirklichkeit wer-
den zu lassen.

Ein Billionen-Markt mit
großen Auswirkungen

Zwar ertönen bereits auch Unkenrufe, die
das Scheitern des Metaverse-Projekts von
Meta verkünden: schlechte Grafik, kaum
Mehrwert für Nutzer und angeblich man-
gelnde Gewinne für Investoren. Wer ins
Metaverse investiert, gilt deswegen nicht
selten als risikofreudig.

Hinzukommt, dass die Pläne Metas be-
reits heute für Kritik sorgt: So hat sich kürz-
lich ein Bündnis von Unternehmen des
„Web3“ in der „Open Metaverse Alliance“
(OMA3) zusammengetan. „Web3“ ist die
gängige Bezeichnung für die möglicherwei-
se nächste Generation des World Wide
Web, die – unter anderem basierend auf der
Blockchain-Technologie und sogenannten
Non-fungible Tokens (NFT), einzigartigen
digitalen Objekten – im Zeichen der De-
zentralisierung des Netzes und digitaler
Währungen stehen soll. Der Anspruch von
OMA3 ist es, „sicherzustellen, dass virtuel-
les Land, digitale Güter, Ideen und Dienste
in hohem Maße zwischen den Plattformen
interoperabel und für alle Gemeinschaften
transparent sind“. Interoperabilität meint
hier das Zusammenspiel verschiedenen
Metaversen, also den freien, wechselnden
Zugriff der Nutzer auf verschiedene virtuel-
le Welten statt nur auf eine.

Zwar wollen auch die Vertreter des
„Metaverse Standards Forum (MSF)“, da-
runter Big-Tech-Konzerne wie Meta und
Microsoft, ein „offenes“ und interoperables
Metaverse. Doch die OMA3-Unternehmen
fürchten, dass das MSF dezentralisierende
Elemente enthält und die Freiheit der Nut-
zer dabei vernachlässigt, um die eigene
Position zu stärken.
das Web nutzen, sondern auch um eine viel-
leicht enorme Einnahmequelle: So prog-
nostizierten zuletzt Analysten in einem Be-
richt der Citibank, dass der Markt für die
Metaverse-Wirtschaft theoretisch bis 2030
mit etwa bis zu fünf Milliarden Nutzern
knapp 13 Billionen US-Dollar schwer wer-
den könnte – unter der Bedingung, dass bis
dahin genügend Investitionen in die grund-
legende Infrastruktur fließen.

Zwischen den Zeilen lässt sich heraus-
lesen, dass das Metaverse langfristig man-
che Aktivitäten, Dienstleistungen und Wa-
ren in der physischen Welt verdrängen
könnte. Ganz zu schweigen von den Auswir-
kungen auf das internationale Währungs-
und Finanzsystem: Die Analysten gehen
von einer künftigen Koexistenz von klassi-
schen Zentralbankwährungen und Krypto-
währungen im Metaverse aus. Den Mit-
gründer der US-Wagniskapitalfirma „Race
Capital“, Phil Chen, zitiert der Bericht mit
einer denkwürdigen Einschätzung: „Genau-
so wie die [technologische] Singularität der
Zeitpunkt ist, an dem die künstliche Intelli-
genz die menschliche Intelligenz übertrifft,
markiert das Metaverse den Zeitpunkt, an
dem die Menschen digitale Werte mehr
schätzen als physische Werte.“

Bislang scheint das Metaverse neben den
Big-Tech-Unternehmen vor allem die
Krypto-Branche sowie Videospielprodu-
zenten und Finanzinvestoren zu interessie-
ren. In Zukunft könnte die wirtschaftliche
Bedeutung des Metaverse jedoch weit darü-
ber hinausgehen. Jan Büchel, Ökonom für
Datenwirtschaft am IW Köln, betont
gegenüber der „Tagespost“, dass Unterneh-
men individuell überprüfen sollten, welche
Potenziale des Metaverse für ihr Geschäfts-
modell vorteilhaft sein können. Das müsse
nicht zwangsläufig den Einsatz von Virtual
Reality (VR) betreffen, sondern könne bei-
spielsweise auch Ergänzungen der angebo-
tenen Produkte und Dienstleistungen durch
Augmented Reality (AR), also erweiterte
Realität, beinhalten. „Ähnliches galt auch
in Zukunft in ihrer physischen Form von
Konsumenten auch nicht mehr nachgefragt
würden. Dennoch: „Disruptive Technolo-
gen“ bringen es per definitionem mit sich,
dass sie althergebrachte Technologien, aber
auch Produkte oder Dienstleistungen erset-
zen – das ist vorerst aber überwiegend Stoff
für Spekulationen.

EU: Monopolbildung muss
verhindert werden

Die Erwartungen an das Metaverse sowie
das Interesse daran sind dennoch jetzt
schon sehr hoch. Das gilt auch für die Euro-
päische Union, die derzeit noch an einer
eigenen Strategie für das Metaverse arbei-
tet. Eckpunkte einer solchen Strategie skiz-
zierte EU-Binnenmarktkommissar Thierry
Breton zuletzt auf dem Karrierenetzwerk
LinkedIn. Die neue virtuelle Umgebung des
Metaverse soll laut Breton von Anfang an
auf europäischen Werten fußen. Anstatt
einer unregulierten Welt des Chaos, so Bre-
ton weiter, sollten Metaverses zu „Safe
Spaces“ werden.

In einem Blogbeitrag warnten Friedrich
Wenzel Bulst und Sophie De Vinck von der
Generaldirektion für Wettbewerbspolitik
der EU-Kommission zudem vor durch
Netzwerkeffekte noch verstärkte Mono-
polisierungstendenzen des Metaverse-
Markts. Weil Unternehmen und Nutzer ab
einem bestimmten Punkt von einer mög-
lichst großen Anzahl an Mitnutzern profi-
tieren, könne es – für neue Wettbewerber –
sehr schwierig werden, in den Markt ein-
dringen, oder aber – für bestehende Wett-
bewerber – weiter expandieren zu können.
In einem solchen Szenario würden die
Marktmacht innehabende Unternehmen
Verbraucher, Geschäftspartner und Kon-
kurrenten laut Bulst und De Vinck auf viel-
fältige Weise einschränken können: Neben
hohen Zugangspreisen könnten solche „Ga-
tekeeper“-Unternehmen aufgrund ihrer
Vormachtstellung auch verlangen, dass
de Tendenz zur Konzentration der Markt-
macht weniger großer Tech-Konzerne noch
verstärken. Eine Marktmacht, die zuneh-
mend auch mit politischer Macht einher-
geht, wie nicht zuletzt die lebhafte Diskus-
sion um die jüngste Übernahme Twitters
durch Elon Musk zeigte.

Auch Büchel merkt an, dass es wichtig sei,
dass sich das Metaverse in der EU nicht in
einem vollständig unreguliertem Feld ent-
wickle. Im Gegenteil habe die EU in den
vergangenen Jahren jedoch bereits Regulie-
rungsinstrumente eingeführt oder auf den
Weg gebracht, die einen direkten Bezug
zum Metaverse aufwiesen.

So seien beispielsweise derzeitige Proble-
me in den Sozialen Medien wie die Verbrei-
tung von Falschnachrichten, Hassrede,
Polarisierung oder toxisches Verhalten von
Nutzern, in ähnlichem oder sogar noch
stärkerem Umfang auch im Metaverse vor-
stellbar. Statt neue Regulierungsinstrumen-
te anzustoßen sollten daher die derzeit ge-
planten zunächst umgesetzt und gegebe-
nenfalls angepasst werden, so Büchel: „Es
darf jedoch nicht überreguliert werden:
Entwickler in der EU sollten Freiräume
haben, um innovative Metaverse-Anwen-
dungen zu entwickeln und generell an der
Entwicklung des Metaverse mitzuwirken.“

Damit die EU im Rennen mit den USA
und China mithalten könne, bedürfe es vor
allem Geschwindigkeit und finanzieller
Unterstützung. Genauso wie Wulst und De
Vinck warnt Büchel vor einer schnellen
Monopolisierung des Metaverse: „Die Zeit
ist knapp, denn große digitale Plattform-
unternehmen aus den USA und China in-
vestieren bereits Milliardenbeträge in das
Metaverse. Werden von ihnen erst Stan-
dards gesetzt, sind diese meist unumkehr-
bar und das Metaverse wird von diesen
Unternehmen bestimmt.“

Auf wirtschaftlicher Ebene könnte das
Metaverse also große Umbrüche bedeuten
– umso mehr gilt das auf seelischer, sozialer
und politischer Ebene.
Geld verdienen dank der
Auf einer großen Digitalmesse in Shanghai können Interessierte bereits virtuelle „Spaziergänge“ im Metaverse unternehmen. Foto: IMAGO


